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Abstimmung vom 12.01. 
Wäre Boris Pistorius der bessere 
Kanzler? 

43,51 % – Ja, Pistorius sollte über-
nehmen. 

56,49 % – Nein, Kanzler Scholz soll 
an der Macht bleiben. 

Frage heute: Sollen Globuli weiter 
Kassenleistung sein?

www.suedkurier.de/umfrage
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DEUTSCHLAND

CDU/AFD

Ex-CDU-Senator traf sich 
mit radikalen Rechten
In der Wohnung des früheren 
Berliner CDU-Finanzsenators 
Peter Kurth hat es im Sommer 
ein Treffen unter anderem von 
radikalen Rechten gegeben. 
Dort stellte der AfD-Europa-
abgeordnete Maximilian Krah 
sein Buch vor, wie der „Spiegel“ 
berichtet. Dem Magazin zufol-
ge gaben Teilnehmer an, dass 
bei der Veranstaltung auch der 
rechtsextreme Aktivist Martin 
Sellner anwesend war. Kurth 
gab an, nicht alle Teilnehmer 
der Veranstaltung in seiner 
Wohnung gekannt zu haben, 
aber „mit mehreren Mitglie-
dern der AfD persönlich be-
freundet“ zu sein. Die Berli-
ner CDU teilte auf Anfrage mit, 
dass Kurth im Herbst 2023 aus 
dem Landesverband ausgetre-
ten sei. (dpa)

BUNDESWEHR

156 Soldaten 
seit 2021 entschädigt
40 Jahre nach der sogenann-
ten Kießling-Affäre hat das 
Bundesverteidigungsministe-
rium nach eigenen Angaben 
inzwischen 156 wegen ihrer 
Homosexualität diskriminier-
te Soldaten in der Bundeswehr 
finanziell entschädigt. Laut 
Medienberichten unter Beru-
fung auf Ministeriumsangaben 
hätten die Entschädigungs-
zahlungen die Gesamtsumme 
von 450 000 Euro überschritten. 
Nach dem Gesetz zur Rehabili-
tierung und Entschädigung von 
homosexuellen Soldaten kön-
nen diese auf Antrag eine Ent-
schädigung von einmalig 3000 
Euro erhalten. (AFP)

BERICHTIGUNG

Den Haag liegt in den 
Niederlanden
In der gestrigen Ausgabe des 
SÜDKURIER wurde auf der Sei-
te 1 die niederländische Stadt 
Den Haag irrtümlich als dä-
nisch ausgewiesen. An der Lage 
des Parlaments- und Regie-
rungssitzes der Niederlande, 
Hauptstadt der Provinz Südhol-
land, hat sich allerdings nichts 
geändert. Wir bitten, den Fehler 
zu entschuldigen. (sk)

LEUTE in der Politik

Thorsten Frei, 50, parlamentarischer 
Geschäftsführer der Unionsfraktion 
im Bundestag, hat Vorwürfe zurück-
gewiesen, wonach seine Partei sich 
nicht deutlich genug von der AfD ab-
grenze. „Dieses Problem gibt es ganz 
sicher nicht. Wir stehen auf der Grund-
lage des christlichen Menschenbildes“, 
sagte Frei im Deutschlandfunk. Es gebe 
eine klare Abgrenzung nach rechts, 
und daran werde sich nichts ändern. 
Der CDU-Politiker reagierte damit auf 
einen Bericht über ein Treffen rechter 
Aktivisten im November in Potsdam. 
Dem Medienhaus Correctiv zufolge 
zählten mehrere AfD-Politiker zu den 
Teilnehmern sowie Mitglieder der Wer-
teunion. Diese stand CDU und CSU 
lange nahe, ist aber keine Parteigrup-
pierung. Sie gilt als besonders konser-
vativ. (dpa)

Rishi Sunak, 43, Groß-
britanniens Premier-
minister, hat bei einem 
Besuch am Freitag in 
Kiew eine Erhöhung 
der Militärhilfen seines 
Landes für die Ukraine 

bekannt gegeben. Die Unterstützung 
für das von Russland angegriffene Land 
soll im Haushaltsjahr 2024/2025 auf 
2,5 Milliarden Pfund (2,9 Milliarden 
Euro) steigen, wie Sunaks Büro mit-
teilte. Dies sei eine Erhöhung um 200 
Millionen Pfund im Vergleich zu den 
vergangenen zwei Jahren. Die zusätzli-
chen Geldmittel sollen unter anderem 
für Raketen mit hoher Reichweite und 
maritime Sicherheit eingesetzt werden. 
Mit dem Hilfspaket steigt die britische 
Unterstützung auf insgesamt fast zwölf 
Milliarden Pfund. (AFP)

Hubert Aiwanger, 52, 
Freie-Wähler-Chef, 
sieht für seine Partei 
mittlerweile realisti-
sche Chancen für einen 
Einzug in den Bundes-
tag – und will ab 2025 

in Berlin mitregieren. „Es fehlt nicht 
mehr viel, dann können wir auch an 
den größeren Hebeln in Berlin mit-
arbeiten, können das Land weiter 
voranbringen“, sagte Aiwanger zum 
Abschluss einer Fraktionsklausur der 
bayerischen Landtagsfraktion. Er gab 
das Ziel aus, „eine bürgerliche Koali-
tion in Berlin eingehen zu können ab 
2025“. Bei der Bundestagswahl 2021 
hatten die Freien Wähler den Einzug 
in den Bundestag mit 2,4 Prozent klar 
verpasst. Im ZDF-„Politbarometer“ er-
reichten sie zuletzt vier Prozent. (dpa)

Papst Franziskus, 87, hat 
sich vehement gegen 
das Konzept der Leih-
mutterschaft ausge-
sprochen. Diese ver-
letze „die Würde der 
Frau und des Kindes 

in schwerem Maße“, schrieb der Papst 
auf dem Kurznachrichtendienst X, vor-
mals Twitter. Franziskus hatte bereits 
Anfang dieser Woche bei seiner An-
sprache vor dem diplomatischen Corps 
dafür plädiert, dass sich die internatio-
nale Gemeinschaft für ein „weltweites 
Verbot dieser Praxis“ einsetzen möge. 
Er halte diese für „verwerflich“. Ebenso 
verurteilte der Papst auch Schwanger-
schaftsabbrüche. „Der Frieden verlangt 
die Achtung jedes Menschenlebens, 
angefangen bei dem des Ungeborenen 
im Mutterschoß“, schrieb er. (epd)

Klare Abgrenzung nach rechts Mehr Geld für die Ukraine Sein Ziel ist der Bundestag Er will ein Leihmutter-Verbot

Berlin/Konstanz – Schon in der Ver-
gangenheit hatte Bundesgesundheits-
minister Karl Lauterbach mit dem Ge-
danken geliebäugelt, Homöopathie 
als Kassenleistung zu streichen. Nun 
macht der SPD-Politiker ernst. „Wir 
werden das in Kürze gesetzlich umset-
zen“, sagte Lauterbach dazu am Don-
nerstag in Berlin. „Die Homöopathie 
ist eine Leistung, die keinen medizi-
nischen Nutzen auf der Grundlage des 
wissenschaftlichen Sachstandes er-
bringt.“ Die Diskussion um das Heil-
verfahren ist nicht neu – und wird jedes 
mal wieder kontrovers geführt. Auch 
dieses Mal ließen die ersten Reaktio-
nen nicht lange auf sich warten.

So kritisiert der baden-württembergi-
sche Gesundheitsminister Manfred Lu-
cha (Grüne) das Vorhaben von Lauter-
bach. Im Berliner „Tagesspiegel“ spricht 
der Politiker von „Nebelkerzen zulasten 
der Homöopathie“. Angesichts der ge-
ringen Einsparmöglichkeiten „diesen 
Konflikt aufzumachen, davor kann ich 
nur warnen“, so Lucha.

Als „absolut falsches Signal“ bezeich-
net auch Michaela Geiger vom Deut-
schen Zentralverein homöopathischer 
Ärzte (DZVHAE) den Vorstoß von Lau-
terbach. Geiger ist neben ihrer Tätigkeit 
als Vorsitzende des DZVHAE als Haus-
ärztin in Neckarsulm tätig, kann also 
vom täglichen Umgang mit Homöo-
pathie berichten. Eine Streichung der 
Homöopathie als Kassenleistung wür-
de das Therapiespektrum in der ärztli-
chen Versorgung massiv einschränken, 
so Geiger. Leidtragende seien am Ende 
die Patienten, diese würden ein breites 
Portfolio an Therapiemöglichkeiten er-
warten. Sie sorgt sich auch um Patien-
ten aus sozial schwächeren Schichten, 
für die es eine schwere Bürde bedeuten 
würde, wenn sie in Zukunft homöopa-
thische Mittel selbst zahlen müssten. 
„Deshalb fordern wir zum Schutz und 
Wohle der Patienten, dass Homöopa-
thie als Kassenleistung erhalten bleibt.“ 
Die Nachfrage an Homöopathie sei 
hoch, viele ihrer Patienten hätten teil-
weise über Jahrzehnte gute Erfahrun-
gen damit gemacht, berichtet Geiger. 
Es wäre ein „herber Schlag“, wenn man 
jetzt die Bedürfnisse der Bevölkerung 
ignoriere.

Den Bedarf in der Bevölkerung zu be-
denken, fordert auch Martin Braun. Er 
ist Präsident der Landesapothekerkam-
mer Baden-Württemberg. Es sei zwar 
nicht die Sache der Apothekerschaft, 
Pläne des Gesundheitsministers zur 
Herausnahme einer Leistung zu kri-
tisieren. Er fragt sich stattdessen, was 
nach der Streichung als Kassenleistung 
der nächste Schritt sein könnte – die 
Herausnahme von Homöopathika aus 
der Apothekenpflicht etwa? Das dür-
fe auf keinen Fall passieren, so Braun. 
Denn: „Solange es den Bedarf gibt, wer-
den die Produkte weiterhin von großen 
Teilen der Bevölkerung nachgefragt. 
Wenn aber Beratung und Verkauf in 
der Apotheke wegfallen, resultiert da-
raus ein massives Risiko beim Verbrau-
cherschutz. Die Patienten würden sich 

die Produkte irgendwo besorgen, „ohne 
dass die Grenzen einer solchen Eigen-
behandlung durch einen Apotheker er-
läutert werden“.

Wer soll das erklären?
Schon jetzt sieht Braun viel Arbeit auf 
Apotheker und Ärzte zukommen, falls 
die homöopathische Behandlung 
künftig kostenpflichtig wird. Sie seien 
schließlich diejenigen, die den Patien-
ten erklären müssten, warum sie nun 
für eine Leistung zahlen müssen, die 
früher von der Krankenkasse gedeckt 
war. Wobei er anmerkt, dass schon 
jetzt viele Ärzte aufgrund der bürokra-
tischen Hürden keine homöopathische 
Behandlung mehr anbieten würden.

Dem kann Petra Zantl nur zustim-
men. Die Hausärztin aus Konstanz bie-
tet homöopathische Behandlung nur 
noch für Privatpatienten an. Irgend-

wann sei der Aufwand, die Behandlung 
über die Kasse abrechnen zu lassen, zu 
groß geworden. Das findet sie schade, 
sei die Nachfrage doch da.

Die Kassenärztliche Bundesvereini-
gung hingegen begrüßt Lauterbachs 
Vorstoß. „Es ist richtig, Homöopathie 
als Kassenleistung abzuschaffen“, sagte 
der Vorstandsvorsitzende Andreas Gas-
sen der „Rheinischen Post“. Manche 
Krankenkasse habe „gerne homöopa-
thische Verfahren und Mittel, für die es 
keine ausreichenden Studienlagen gibt, 
im Sinne des Versichertenmarketings 
angeboten“. Es stehe natürlich jedem 
frei, sich mit homöopathischen Mitteln 
oder Verfahren behandeln zu lassen – 
„aber dann bitte auf eigene Kosten und 
nicht zulasten der Versichertengemein-
schaft“.

Wie groß diese Lasten tatsächlich 
sind, rechnet Johannes Bauernfeind, 

Vorstandsvorsitzender der AOK Baden-
Württemberg, auf Anfrage des SÜDKU-
RIER vor: Die vom Minister anvisierten 
Ersparnisse von rund 20 bis 50 Millio-
nen Euro sind aus Sicht der AOK Baden-
Württemberg „völlig unrealistisch“. Sie 
dürften wohl eher bei nur zehn bis elf 
Millionen Euro liegen. Die Streichung 
der Homöopathie als Kassenleistung 
zur Entlastung der GKV-Finanzen sei 
damit nicht mehr als eine „politische 
Nebelkerze“.

Sollen Globuli weiter Kassenleistung sein? 
www.sk.de/umfrage

An Globuli scheiden sich die Geister
  ➤ Diskussion um 
Homöopathie entbrannt

  ➤ Lauterbach will sie aus 
Kassen-Katalog streichen

Bedarf an Homöopathie
Laut einer 2021 erschienenen Forsa-
Umfrage, die im Auftrag der Deutschen 
Homöopathie-Union stattfand, haben 
70 Prozent der Befragten schon Erfah-
rungen mit Homöopathie als Therapie-
form gemacht oder sie sind offen dafür. 
In einer im März 2023 erschienenen 
Studie des Instituts für Demoskopie Al-
lensbach gaben nur knapp 20 Prozent 
der Befragten an, gegen eine Erstat-
tung der Kosten von homöopathischen 
Arzneimitteln und Behandlungen zu 
sein. (dpa)
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Martin Braun ist 
Präsident der Lan-
desapothekerkam-
mer Baden-Würt-
temberg. Er mahnt: 
Man muss die Fol-
gen einer Streichung 
von Homöopathie 
als Kassenleistung 
im Blick haben.

Michaela Geiger 
ist Vorsitzende des 
Deutschen Zentral-
vereins homöopa-
thischer Ärzte. Sie 
sagt, dass finanziell 
benachteiligte Men-
schen unter einer 
Streichung leiden 
könnten.

Johannes Bauern-
feind ist Vorstands-
vorsitzender der 
AOK Baden-Würt-
temberg. Die Ein-
sparungen durch 
eine Streichung der 
Homöopathie-Be-
handlungen sieht er 
als marginal an.

Petra Zantl ist Haus-
ärztin in Konstanz. 
Sie bietet Homöo-
pathie nur noch für 
Privatpatienten an. 
Alles andere sei zu 
kompliziert. 
BILDER:  NAGEL,  BENZ, 

ZERN,  HANSER,  DPA

Gesundheitsminister 
Karl Lauterbach will 

bei Homöopathie- 
Behandlungen den 
Rotstift ansetzen.
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